
 

 

Entgeltumwandlungsvereinbarung 
 

 

Zwischen _______________________________________________(Arbeitgeber) 

und Herrn/Frau ________________________ __ Pers.Nr. ________ (Mitarbeiter) 

wird in Abänderung des bestehenden Dienstvertrages die Umwandlung von Arbeitsentgelt in 

betriebliche Altersversorgung vereinbart.  

 

Falls bereits eine Entgeltumwandlungsvereinbarung besteht 

�  wird diese Entgeltumwandlung in Ergänzung zu der bereits bestehenden Entgeltum-

wandlungsvereinbarung abgeschlossen. 

�  ersetzt diese Entgeltumwandlungsvereinbarung die bisherige Entgeltumwandlungsver-

einbarung. 

I. Umwandlungsbetrag 
Folgende Entgeltbestandteile werden in Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung umge-

wandelt: 

�  Laufendes Arbeitsentgelt, erstmals zum ____________, in Höhe von monatlich 

_________ EUR 

�  Sonderzahlungen im November, erstmals zum ____________, in Höhe von jährlich 

_________ EUR. 

 
II. Arbeitgeberzuschuss 
Der Umwandlungsbetrag erhöht sich um einen Arbeitgeberzuschuss auf Basis der jeweils gel-

tenden Betriebsvereinbarung. Er beträgt zum Zeitpunkt des Abschlusses dieser Vereinbarung 

_______ EUR. Der Arbeitgeberzuschuss wird auf den auf gesetzlicher Grundlage verpflich-

tend zu zahlenden Arbeitgeberzuschuss angerechnet. Er wird nur so lange gewährt, wie der 

Mitarbeiter Anspruch auf Arbeitsentgelt hat und die Entgeltumwandlungsvereinbarung besteht. 

 

 

 

 

 

 

 



III. Durchführungsweg und steuerliche Förderung 
Das umgewandelte Entgelt wird in folgenden Durchführungsweg eingebracht: 

Direktversicherung bei der Allianz Lebensversicherungs-AG mit dem  

�    Versorgungskonzept „Perspektive“ 

�    Versorgungskonzept „IndexSelect“  

�    eingeschlossen wird die Beitragsbefreiung im Falle der Berufsunfähigkeit. 

 

Die Beiträge zum Versorgungsträger werden versteuert gemäß § 3 Nr. 63 EStG (vgl. hierzu 

auch die steuerlichen Hinweise am Ende des Dokuments). 

 

IV. Versorgungsmodalitäten 
1. Der Mitarbeiter hat bezogen auf den gesamten Beitrag (Umwandlungsbetrag und Arbeitge-

berzuschuss) einen unwiderruflichen Anspruch (Bezugsrecht) auf die Versicherungs-/Versor-

gungsleistungen. Nähere Einzelheiten über Art und Umfang der Versicherungs-/Versorgungs-

leistungen, die Beitragszahlung und die begünstigten Personen im Todesfall enthält die Versi-

cherungs-/Versorgungszusage, ergänzt durch die Versorgungs-/Versicherungsbescheini-

gung, die der Arbeitgeber dem Mitarbeiter nach Abschluss der Versicherung/Versorgung aus-

händigt. 

2. Die Beiträge an den Versorgungsträger werden – auch bezogen auf einen etwaigen Arbeit-

geberzuschuss – so lange gezahlt, wie der Mitarbeiter einen Anspruch auf Arbeitsentgelt hat 

und die Entgeltumwandlung durchgeführt werden kann. Die Beitragszahlungspflicht des Ar-

beitgebers entfällt insbesondere dann, wenn das Dienstverhältnis ohne Anspruch auf Arbeits-

entgelt fortbesteht (z. B. während der Elternzeit oder nach Beendigung der Fortzahlung des 

Arbeitsentgelts im Krankheitsfall). Zur Aufrechterhaltung des vollen Versicherungs-/Versor-

gungsschutzes kann der Mitarbeiter in diesem Fall die Beiträge – grundsätzlich über den Ar-

beitgeber – zahlen; andernfalls wird die Versicherung beitragsfrei gestellt. Nach Beendigung 

der entgeltlosen Dienstzeit wird die Entgeltumwandlung in der vereinbarten Höhe wieder auf-

genommen. 

3. Diese Vereinbarung kann von jedem Vertragspartner unter Einhaltung einer Frist von 6 Wo-

chen für die Zukunft gekündigt werden. Soweit der Mitarbeiter nach Wirksamkeit der Kündi-

gung nicht die Zahlung der Versicherungsbeiträge übernimmt und die Vertragsparteien auch 

keine anderweitige Regelung treffen, wird die Versicherung beitragsfrei gestellt. 

4. Für Gehaltserhöhungen sowie für die Bemessung gehaltsabhängiger Leistungen (z. B. 

Weihnachtsgratifikation, Jubiläumsgeld, Pensionsanspruch, Zuschläge) bleibt das Arbeitsent-

gelt zuzüglich der vereinbarten Entgeltumwandlung maßgebend. 

5. Eine zwischen den Vertragsparteien bereits bestehende Versorgungsregelung bleibt von 

dieser Vereinbarung unberührt. Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein 



oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. In 

diesem Falle werden die Parteien eine Regelung treffen, die dem wirtschaftlich Gewollten 

gleich oder möglichst nahe kommt. 

 

V. Besondere Erklärungen des Mitarbeiters 
Der Mitarbeiter bestätigt mit seiner Unterschrift, dass er folgende Punkte zur Kenntnis genom-

men hat: 

1. Bei vorzeitiger Beendigung des Versicherungsvertrages – etwa im Rahmen eines Arbeitge-

berwechsels – oder einer Beitragsfreistellung kann es dazu kommen, dass kein oder nur ein 

unter den eingezahlten Versicherungsbeiträgen vorhandener Versicherungswert existiert. 

Dies hängt damit zusammen, dass Abschlusskosten anfallen, die entsprechend den Regelun-

gen des VVG ratierlich auf mindestens die ersten fünf Jahre verteilt werden, und bei Kündigung 

(§§ 168, 169 VVG) bzw. bei Beitragsfreistellung (§ 165 VVG) ggf. noch ein angemessener 

Stornoabzug erfolgt. 

3. Bei einem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis kann der Mitarbeiter die Versorgung 

grundsätzlich über den neuen Arbeitgeber oder mit privaten Beiträgen (als Einzelversicherung) 

weiterführen (wurden für die Versorgung Sonderkonditionen geboten (z. B. weil mit dem bis-

herigen Arbeitgeber ein Gruppen-/oder Rahmenvertrag abgeschlossen wurde), entfallen diese 

Sonderkonditionen, wenn die Voraussetzungen dafür nicht mehr gegeben sind). Nicht möglich 

ist es nach den gesetzlichen Bestimmungen (§ 2 Abs. 2 und Abs. 3 BetrAVG), beim Ausschei-

den aus dem Dienstverhältnis den Vertrag aufzulösen oder in sonstiger Weise über die Werte 

vorzeitig wirtschaftlich zu verfügen. Der Arbeitgeber macht von der Möglichkeit der Anspruchs-

begrenzung nach § 2 Abs. 2 Satz 3 bzw. Abs. 3 Satz 2 BetrAVG Gebrauch. 

4. Je nach gewähltem Tarif werden im Todesfall Leistungen fällig. Wird die steuerliche Förde-

rung nach § 3 Nr. 63 EStG genutzt, dürfen nur bestimmte Personen begünstigt werden (BMF-

Schreiben vom 06.12.2017, Rdnr. 4). Sind keine mitversicherten Personen vorhanden, werden 

im Todesfall Leistungen an folgende Personen in der genannten Reihenfolge erbracht: Ehe-

gatten bzw. eingetragene Lebenspartner, Kinder im Sinne des Einkommensteuergesetzes bis 

zu einem bestimmten Alter oder Lebensgefährten bzw. nicht eingetragene Lebenspartner, die 

mit dem Mitarbeiter einen gemeinsamen Wohnsitz und Haushaltführung haben und in einer 

separaten Vereinbarung mit dem Arbeitgeber namentlich benannt wurden. An beliebige Dritte 

kann, wenn keine steuerlich anerkannten Hinterbliebenen vorhanden sind, einmalig ein ange-

messenes Sterbegeld (max. 8.000 EUR) gezahlt werden. Nähere Einzelheiten zur Hinterblie-

benenversorgung sind in der Versicherungs-/Versorgungszusage geregelt. 

5. Seit 01.01.2004 haben Rentner, die in der Krankenversicherung der Rentner (KVdR) pflicht-

versichert sind, für sämtliche Kapital- und Rentenleistungen aus der betrieblichen Altersver-

sorgung den vollen allgemeinen Beitragssatz ihrer Krankenkasse allein zu zahlen. Bei einer 



Kapitalleistung gilt dabei 1/120tel des Kapitalbetrages für maximal 10 Jahre als beitragspflich-

tige monatliche Einnahme. Für freiwillig in der GKV versicherte Rentner gelten diese Regelun-

gen ebenso, Besonderheiten sind grundsätzlich nicht zu berücksichtigen. Entsprechend der 

Versicherung in der KVdR sind von den Rentnern die Beiträge zur gesetzlichen Pflegekasse 

allein zu tragen. 

6. Die Entgeltumwandlung führt zu einer reduzierten Bemessungsgrundlage für die Leistungen 

aus den gesetzlichen Sozialversicherungen (bei Renten-, Kranken-, Arbeitslosen- und Unfall-

versicherung) und ggf. anderen Sozialleistungen (z. B. des Elterngeldes). Dadurch kann es 

später zu entsprechend geringeren Leistungen aus diesen Systemen kommen. Liegt eine frei-

willige Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung (oder einer privaten Kranken-

versicherung) vor, kann eine Entgeltumwandlung dazu führen, dass wieder eine Versiche-

rungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung eintritt. 

7. Für die Überschussverwendung im Rentenbezug gibt es unterschiedliche Systeme. Wird 

bei einer Direktversicherung die Überschussverwendungsart „Überschussrente“ vorgesehen, 

ist folgendes zu beachten: Bei dieser Verwendungsart sind bereits zum Rentenbeginn mögli-

che, nicht garantierte Überschüsse in die Rente eingerechnet. Entwickelt sich die Überschuss-

beteiligung nicht wie prognostiziert, kann dies dazu führen, dass die Rente zeitweise 

nicht weiter ansteigt oder sogar sinkt, jedoch nie unter die zu Rentenbeginn garantierten Leis-

tungen. Die Höhe der Überschüsse hängt vor allem von der Zinsentwicklung am Kapitalmarkt, 

dem Risikoverlauf und den Kosten ab. 

8. Wurde eine kapitalmarktnahe Versorgung (IndexSelect) abgeschlossen, gilt folgendes: 

Diese Produkte bieten im Vergleich zur klassischen Rentenversicherung höhere Renditechan-

cen durch einen größeren Investitionsanteil in dynamische Anlagewerte; beinhalten auf der 

anderen Seite aber auch höhere Risiken. Der Mitarbeiter hat damit die Chance, im Falle von 

Kurssteigerungen eine höhere Rente als bei der klassischen Rentenversicherung zu erzielen. 

Der Mitarbeiter trägt aber auch im Falle von Kursrückgängen das Risiko, lediglich die garan-

tierte Mindestrente zu erhalten. Der Arbeitgeber übernimmt grundsätzlich keine Verantwortung 

dafür, dass eine positive Wertentwicklung erfolgt bzw. die Rendite der Versicherung über der-

jenigen einer klassischen Rentenversicherung liegt. Dies gilt insbesondere dann, wenn der 

Arbeitgeber den Mitarbeiter bevollmächtigt hat, jederzeit selbst die Entscheidung zwischen 

sicherer Verzinsung und Indexpartizipation bei dem Tarif IndexSelect zu treffen. Dem Mitar-

beiter sind Chancen und Risiken einer derartigen kapitalmarktnahen Versorgung bewusst. 

 

 

 

 

 



9. Die allgemeinen rechtlichen Hinweise (steuerliche Hinweise und Hinweistexte im Angebot) 

sind vom Mitarbeiter zur Kenntnis genommen worden. 

 

______________________________                    _________________________________ 

Ort/Datum       Unterschrift des Arbeitgebers 

 

______________________________                     _________________________________ 

Ort/Datum      Unterschrift des Mitarbeiter 

 

 

 

 

Steuerliche Hinweise 
Die folgenden Hinweise sollen die wichtigsten praktischen Fälle abdecken. Sie erheben keinen 

Anspruch auf Vollständigkeit. Bei Zweifelsfragen wird die Konsultation eines steuerlichen Be-

raters empfohlen. 

 

§ 3 Nr. 63 EStG 
Beiträge des Arbeitgebers an eine Pensionskasse, einen Pensionsfonds oder für eine Direkt-

versicherung sind beim Arbeitnehmer einkommensteuerfrei, wenn sie im Rahmen eines ersten 

Dienstverhältnisses (grundsätzlich: Steuerklasse I – V) gezahlt werden und soweit sie im Ka-

lenderjahr insgesamt 8 % der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Deutschen Ren-

tenversicherung für die alten Bundesländer (BBG DRV/West) nicht übersteigen. Dieser 

Höchstbetrag verringert sich um die Zuwendungen, auf die im selben Kalenderjahr die Lohn-

steuerpauschalierung nach § 40b EStG (alte Fassung) angewendet wird. Beiträge bis zu 4 % 

der BBG DRV/West sind von den Beiträgen zur Sozialversicherung befreit. Für einen darüber 

hinausgehenden Betrag besteht keine Beitragsfreiheit zur Sozialversicherung. 

Die Leistungen, die auf geförderten Beiträgen beruhen, sind als sonstige Einkünfte nach § 22 

Nr. 5 Satz 1 EStG voll zu versteuern. 


